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Ihre Zeichen / Ihre Nachricht vom Bitte in der Antwort angeben Starnberg 29.01.2025 
17.12.2024 503.1 — STA BP 81A18 Teil1 (MOOSAIK) 

Bodenschutzrecht; 
Bebauungsplan Nr. 81A18 — Teil 1 (MOOSAIK) als vorhabenbezogener Bebauungsplan im 
südlichen Bereich zwischen Münchner Straße, der Petersbrunner Straße und der Moosstraße 
sowie östlich der Peterbrunner Straße in der Fassung vom 05.11.2024 
hier: Beteiligung gern. § 4 Abs. 2 BauBG 

Anlage:  
Stellungnahme des_VVWA VVeilheim vom 15.01.2025 

Sehr geehrte Frau Gotthard — de Caluwö, 
sehr geehrter Herr VVeinl, 

wir haben die Fassung vom 05.11.2024 des BP Bi-. 81A18 — Teil 1 (MOOSAIK) unter Beteiligung des 
WWA Weilheim, nachsorgender Bodenschutz, geprüft und nehmen aus bodenschutzrechtlicher 
Sicht wie folgt Stellung: 

1. Unsere Empfehlung einer Kennzeichnung der im Altlastenkataster erfassten Flächen im Bebau-
ungsplan sowie in der Satzung (E-Mail vom 24.07.2024) wurde in der o.g. Fassung berücksich-
tigt. 
Lediglich im Satzungstext im Teil „Nachrichtliche Übernahme und Hinweise —Altlasten" (S. 33) 
wurde bei der Auflistung der Flurnummern die FINr. 840 Gemarkunq Starnberq nicht aufgenom-
men. Wir empfehlen, dies noch nachzuholen. 

2. Unsere Empfehlung einer Festsetzung zum Bodenaushub (E-Mail vom 
24.07.2024) wurde berücksichtigt. 

3. Die fachlichen Stellungnahmen zu den Wirkungspfaden Boden — Mensch  
(Stellungnahme LGL vom 15.04.2024) sowie Boden — Nutzpflanze (Stellung-
nahme des AELF vom 16.04.2024) wurden verkürzt in der Begründung unter 
Punkt 6.3 „Altlasten" (S. 131) berücksichtigt. Das LGL hat noch eine ergän-
zende Stellungnahme am 20.01.2025 direkt an die Stadt Starnberg 
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abgegeben. 

4. Zum Wirkungspfad Boden — Grundwasser erhalten Sie die beiliegende Stellungnahme des 
WWA Weilheim vom 15.01.2025 zur Kenntnisnahme. 

Hieraus ergeben sich folgende Empfehlungen, die wir ggf. durch entsprechende Aufnahme im 

Bebauungsplan zu berücksichtigen bitten: 

• Ein Sanierungsplan gern. §§ 16 Abs. 3 und 4 BBodSchV ist von einem Sachverständigen 
nach § 18 BBodSchG zu erstellen und mit dem Landratsamt Starnberg, Fachbereich Umwelt-

schutz, abzustimmen (siehe auch unsere E-Mail vom 15.01.2025 an die Stadt Starnberg). 

• Die Erdbau- und Sanierungsmaßnahmen sind durch einen Sachverständigen nach 
§ 18 BBodSchG zu begleiten. Der Sachverständiger hat beim Erreichen der Unterkante der 

Baugrubensohle eine repräsentative Anzahl an Bevveissicherungsproben (sog. Sohlproben) 

für die einzelnen Baufelder auszuführen und die Ergebnisse mittels eines Abschlussberich-

tes zu bewerten bzw. darzulegen. 
Für möglicherweise verbleibende Restbelastungen ist eine gutachterliche Gefährdungsab-

schätzung (flurstücksscharf) durchzuführen und zu beurteilen, invvieweit für die im Altlas-

tenkataster hinterlegten Flurstücke hinsichtlich des Wirkungspfads Boden-Grundwasser 

weiterführende Maßnahmen (Sanierungs-, Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen) erfor-

derlich sind oder ob nach Ausführung des Projekts eine Entlassung möglich erscheint. 

Das Umfeld der GWM 5/STA467 sowie des Aufschlusses „KB 24" liegt vermutlich nicht in-

nerhalb der Baugrubenumschließung und somit nicht im Umgriff der Sanierung. Hier sind 

mitunter die höchsten Auffüllungsmächtigkeiten der Untersuchungskampagnen festgestellt 

worden. Die hier vorhandenen Restbelastungen sollten in die gutachterlichen Bewertung im 

Abschlussbericht nniteinfließen (sog. Gefährdungsabschätzung), um Aussagen zu den be-

troffenen Flurstücken 834/2 und 840/1 Gemarkung Starnberg zu ermöglichen. 

• In die gutachterliche Bewertung müssen die Ergebnisse des vorgeschlagenen 

Grundwasser-Monitoring miteinfließen. 
Das Monitoring soll gemäß den bereitgestellten Unterlagen vor, während und nach Bauab-

schluss durchgeführt werden, u.a. um ggf. mobilisierte Schadstoffe zu erfassen. An zwei 

Grundwassermessstellen im Zustrom (GWM4/STA466 und GWM7TSTA468) und weiteren im 

GWM Abstrom GWM1/STA739 und GWM8/STA469 (abweichender Vorschlag des WWA, um 

die Teilbereiche östlich und westlich der Petersbrunner Strasse besser erfassen zu können) 

sowie die durch den Gutachter vorgeschlagene neu zu errichtende GWM 12 sollen Grund-

wasserprobenahmen durchgeführt werden, um anhand chemischer Parameter den Grund-

wasserchemismus zu überwachen. Auch die GWM2/STA465 und GWM5  —Ersatz  sollen aufgrund 

der Nähe zum Ölschaden am ehemaligen Wendekreis in der Petersbrunner Straße (KatNr. 

18800903) beprobt werden. 
Es sollen dabei auf die im Bericht zu den wasserwirtschaftlichen Wechselwirkungen mit 

dem Leutstetter Moos unter Punkt 3.2.4 aufgeführten Parameter untersucht werden. 

Die Dauer des Monitorings soll ca. fünf Jahre betragen, die Probenahmen sollen in 

regelmäßigen Abständen erfolgen. 
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• Im hydraulisch wirksamen Bereich der in Teil A_Planzeichnung mit Legende mit Planzei-
chen A.7.1 festgesetzten Versickerungsmulden sowie in Abbildung 3 des Endberichts für die 
wasserwirtschaftliche Begleitung des Vorhabens MOOSAIK (Teil 2 „Niederschlagswasser-
beseitigung und Starkregenprävention, datiert auf den 23.10.2024) dargestellten Sickerflä-
chen dürfen keine Auffüllungen oder Restbelastungen im anstehenden Boden vorhanden 
sein. Eine Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser im Bereich der schädli-
chen Bodenveränderungen oder Altlast ist nicht zulässig. Gesammeltes Niederschlagswas-
ser muss in verunreinigungsfreien Bereichen außerhalb der Auffüllung versickert werden. 
Alternativ ist ein Bodenaustausch bis zum nachweislich verunreinigungsfreien, sickerfähi-
gen Horizont vorzunehmen. 
Bei der Errichtung der Versickerungseinrichtung sind ebenfalls Beweissicherungsproben zu 
nehmen, untersuchen zu lassen und im entsprechenden Abschlussbericht aufzunehmen. 

• Folgender Hinweis sollte noch aufgenommen werden: 
Vermessungsdaten (Höhe und Lage) sowie des Bohr — und Ausbauprofils der „GWM5 —Ersatz"  

sowie der im Leutstetter Moos genannten GVVM 13 sind dem VVWA Weilheirn zu übermit-
teln. 
Im Bauumgriff noch vorhandene und nicht mehr benötigte GWM sind fachgerecht zurückzu-
bauen, um einen Verfall bzw. einer Beschädigung der Aufschlüsse und somit einen mögli-
chen Eintrag von Belastungen , z.B. bei der Baumaßnahme, vorzubeugen. Der Rückbau ist 
mit dem WWA Weilheim, Fachbereich W, abzustimmen. 

Freundliche Grüße 

Clement 

Gotthardt - de Caluwé , Nicola
Textfeld



 

 
Wasserwirtschaftsamt 

Weilheim     

    
 

WWA Weilheim - Pütrichstraße 15 - 82362 Weilheim 
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Standort 
Pütrichstraße 15 
82362 Weilheim 

Telefon / Telefax 
+49 881 182-0 
+49 881 182-162 

E-Mail / Internet
poststelle@wwa-wm.bayern.de

www.wwa-wm.bayern.de

immissionsschutz@lra-starnberg.de  

 
Ihre Nachricht Unser Zeichen Bearbeitung Datum 
07.01.2025  1.2-8182-STA139-

865/2025 
Pascal Ernst 15.01.2025 

  Tel.:  +49 (881) 182-168  
    

Wasserwirtschaftliche Stellungnahme zum BV 'Neubau von Mehrfamilienhäu-
sern und Gewerbeeinheiten zwischen Moosstraße und Petersbrunner Straße'; 
Gemarkung Starnberg, Fl.Nrn. 834, 837, 837/1, 837/3, 840, 840/1, 841 und 834/2 
(GHB-Gutachten zur Altlastensituation, datiert auf den 08.08.2024) sowie dem 
BBP 'Moosaik' 

Anlage(n): Anlage 1.2 (Lageplan mit Untersuchungspunkten) des 
Ingenieurgeologischen Gutachtens (Fachbüro GHB Consult GmbH) mit 
Angaben zur Auffüllungsmächtigkeit 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
wie bereits mit Herrn Steffl telefonisch besprochen, übermittle ich Ihnen zum Vor-
gang ‚vorhabenbezogener BPlan Nr. 81A18 - Teil 1 (Moosaik - erneute Beteiligung 
Behörden/sonstige TÖB)‘ sowie GHB-Gutachten zur Altlastensituation unsere Stel-
lungnahme aus altlastentechnischer Sicht. 
 
Im Bereich des geplanten Bebauungsplanes bzw. im Planungsgebiet zum Bauvor-
haben (Neubau von Wohnhäusern mit Gewerbeeinheiten, einem Parkhaus und ei-
nem Hotel) sind zum aktuellen Zeitpunkt mit Blick u.a. auf Abbildung 1 im Unter-
punkt 2 des Umweltberichts (Umgriff des Geltungsbereichs) folgende Grundstücks-
flächen im Altlastenkataster gem. Art. 3 Bayerisches Bodenschutzgesetz (Bay-
BodSchG) aufgeführt (vgl. auch Bebauungsplanbegründung, Unterpunkt 2.8), für die 
ein Verdacht auf Altlasten oder schädliche Bodenverände-rungen besteht oder be-
stand (durch die gewerbliche Vornutzung des Geländes seit den 1950ger Jahren): 
 
 
 

Gotthardt - de Caluwé , Nicola
Textfeld
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Katasternummer Name des Katas-
tereintrags laut 
ABuDIS 

betroffene Flur-
nummern 

Verfahrensschritt in 
ABuDIS 

18800921 ehemaliges Beton-
werk 

837 Erhebung 

18800922 Bodenauffüllungen 
Gewerbegebiet 
Moos-, Petersbrun-
ner- und Münchner 
Straße 

834, 834/2, 837/1, 
837/3, 840, 840/1 
und 841 

Erhebung 

18800854 Autohaus Mahag 841/27 Entlassung (nutzungs-
orientiert) 

18800903 Ölschaden Hausab-
bruch 

841/3 und 841/36 Entlassung (nutzungs-
orientiert) 

 
Die im Altlastenkataster noch als aktiv gelisteten Altlastenverdachtsflächen werden in Teil A 
(Planzeichnung mit Legende) mit einer Kreuzschraffur (vgl. Legende 10.6) korrekt ausgewie-
sen. In Teil B (Satzungstext zum Bebauungsplan) wird auf Seite 33 im Unterpunkt ‚Altlasten‘ 
die Flurnummer 840 nicht aufgeführt.  
 
Das in den Unterlagen zum BPlan Nr. 81A18 - Teil 1 enthaltene Gutachten zur Altlastensi-
tuation (datiert auf den 08.08.2024 – 7. Überarbeitung) sowie das Ingenieurgeologische Gut-
achten vom 08.08.2024 (9. Überarbeitung) des Gutachters ‚GHB-Consult GmbH‘ geht auf die 
Altlastenthematik näher ein. Auch der Bericht „wasserwirtschaftliche Wechselwirkungen mit 
dem Leutstettener Moos“, datiert auf den 08.08.2024, der ‚BGD ECOSAX GmbH‘ geht in 
Unterpunkt 3.2.1 zusammenfassend auf die Altlastensituation ein.  
Zur 6. Überarbeitung des Altlastengutachtens, datiert auf den 11.09.2023, hat sich die Was-
serwirtschaftsverwaltung bereits mit der E-Mail vom 10.07.2024 geäußert (Beteiligung LRA 
STA am 05.07.2024).  
Damals haben wir bereits auf wesentliche Punkte hingewiesen, auf die wir hier in dieser Stel-
lungnahme nicht erneut im Detail eingehen. Wie damals bereits mitgeteilt, wurden auch im 
Gutachten zur Altlastensituation vom 08.08.2024 mitunter nicht mehr aktuelle Bewertungskri-
terien herangezogen (u.a. Feststoffuntersuchungen mit Hilfswertbewertung statt 2:1-
Eluatuntersuchungen mit Prüfwertbewertung). Die absolvierten Feststoff-Bodenproben ha-
ben auf Grund der Novellierung des LfU-Merkblattes 3.8/1 (Stand 05/2023) heute nur noch 
sehr begrenzte Aussagekraft (u.a. keine Aussage zur Mobilität der Schadstoffe möglich). 
Zudem erfolgte offensichtlich eine Mischprobenbildung aus unterschiedlichen Aufschluss-
punkten (vgl. u.a. Anlage 2.2 des Gutachtens zur Altlastensituation), die eine klare Zuord-
nung der Auffälligkeiten nicht ermöglicht. Außerdem wurden die Grundwasseruntersuchun-
gen (vgl. Seite 40 im Gutachten zur Altlastensituation) noch nach dem alten LfU-Merkblatt 
(Stand 10/2001) eingestuft. Es haben sich durch die Novellierung des LfU-Merkblattes Ände-
rungen bei den Grenzwerten ergeben (z.B. beim Parameter Vanadium oder Barium). 
 

Gemäß den nun vorliegenden und zuvor genannten Unterlagen zum BPlan wurden im 
Sommer 2020 und Sommer 2022 durch das Fachbüro ‚GHB-Consult GmbH‘ diverse Boh-
rungen und Probenahmen im Projektgebiet durchgeführt und einige Bohrungen zu Grund-
wassermessstellen ausgebaut. Eine in der Regel von Westen nach Osten gerichtete Grund-
wasserfließrichtung wird angenommen. Es wurde jedoch im Oktober 2021 auf Grund von 
Niedrigwasserständen kurzzeitig (10 Tage) ein Fließrichtungswechsel nach Westen beo-
bachtet (dieser konnte auch Ende Juni 2023 beobachtet werden). Ein Grundwassermittel-
wasserstand von 584,5 m ü. NHN und Bemessungswasserstand von 585,4 m ü NHN wurde 
durch den Gutachter laut Tabelle 3 des Ingenieurgeologischen Gutachtens angenommen. 
Laut Umweltbericht bzw. Bebauungsplanbegründung liegt der mittlere Grundwasserstand bei 
584,5 m ü. NHN an der Westgrenze sprich 1,5 m unter GOK und bei 584,3 m ü. NHN an der 
Ostgrenze und damit 1,2 m unter GOK. Abbildung 1 des Endberichts für die wasserwirt-
schaftliche Begleitung des Vorhabens MOOSAIK (Teil 1: Grund- und Oberflächenwassermo-
nitoring, datiert auf den 08.08.2024) zeigt u.a. die gemessenen Grundwasserstände zwi-
schen dem 10.11.2021 und dem 10.05.2024 des Grundwassermonitorings. In der Regel lie-
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gen demnach geringe Flurabstände (vgl. einerseits PN-Protokolle zur GW-PN der Anlage 
des Ingenieurgeologischen Gutachtens – Ruhewasserspiegelangaben zwischen 0,87 m bei 
GWM 2 [amtliche Bezeichnung: STA465] und 1,58 m bei GWM 6 [amtliche Bezeichnung: 
STA741]; vgl. andererseits die angegebenen Wasserspiegellagen laut den Bohrprofilen) im 
Untersuchungsgebiet vor (1. Stockwerk sehr oberflächennah). Dementsprechend kann das 
Grundwasser oft in der Nähe oder im Bereich der Auffüllungen verortet werden. Die Gelän-
deoberkante wird laut Teil C (Bebauungsplanbegründung) zwischen 587 m ü NHN im Nor-
den und 586 m ü NHN im Süden gesehen. 
Es wurden östlich der Petersbrunnerstraße bis maximal zu 5,4 m mächtige Auffüllungen vor-
gefunden (vgl. Ansatzpunkt KB 24) und westlich der Petersbrunnerstraße maximal bis zu     
4,3 m mächtige Auffüllungshorizonte nachgewiesen (vgl. GWM 5/STA467 und Aufschluss 
‚KB 25‘). Im für die Überbauung vorgesehenen Bauareal wurden vor allem in den Auffüllun-
gen z.T. hohe Schadstoffkonzentrationen vorgefunden. Dies betrifft insb. die Fl.Nrn. 834 (vgl. 
u.a. KB 7 und KB 8), 834/2 (vgl. u.a. KB 1 und KB 24), 837 (vgl. u.a. MP1 aus B1 und B2 
sowie KB 6), 837/1 (vgl. u.a. KB 2), 837/3 (vgl. u.a. KB 4) wie auch 841 (vgl. u.a. KB 25). 
 

Bei den ergänzend durchgeführten Grundwasserprobenahmen wurden durch die im 
Boden enthaltenen Schadstoffe bereichsweise Verunreinigungen des Grundwassers 
nachgewiesen.  
Bei GWM 1 / STA739 (liegt auf Fl.Nr. 837) wurde der Stufe-1-Wert erreicht bzw. über-
schritten für die Parameter Kobalt, Nickel und PAK15. Auch bei GWM 2 / STA465 (liegt 
auf Fl.Nr. 841) gab es Auffälligkeiten (für Arsen, Blei, Kobalt, Nickel). Bei GWM 2 / 
STA465 wurde für den Parameter Vanadium zudem noch der Stufe-2-Wert überschrit-
ten. Durch die bisherigen Grundwasser-untersuchungen konnte, laut Gutachter GHB, jedoch 
eine großflächige Grundwasserbelastung nicht ermittelt werden (vgl. Gutachten zur Altlas-
tensituation – Unterpunkt 6). Die GWM wurden aber, laut vorgelegtem Bericht, bisher nur 
einmal beprobt (geringe Datenbasis für eine derartige Aussage). 
 
Die mit Schadstoffen belasteten Areale liegen innerhalb der geplanten Baugrube und 
sollen mit dem Aushub der Baugrube bzw. durch den Tiefgaragenbau vollständig ent-
fernt werden (vgl. u.a. Unterpunkt 5 des Gutachtens zur Altlastensituation).  
Laut Umweltbericht sollen darüber hinaus Maßnahmen ergriffen werden, die ein Freisetzen 
der vorhandenen Schadstoffe verhindern (z.B. die Abtrennung von Flächen mit Verunreini-
gungen im Untergrund mit Querschotts bis die belastete Auffüllung inkl. des Grundwassers 
bis UK Auffüllung entfernt wurde).  
Das während der Baugrubenentwässerung abgepumpte Grundwasser ist möglicherweise 
schadstoffhaltig und soll erst nach einer Probenahme und / oder Reinigung versickert oder in 
den Vorfluter eingeleitet werden (vgl. Bericht zu den wasserwirtschaftlichen Wechselwirkun-
gen mit dem Leutstettener Moos bzw. Gutachten zur Altlastensituation). Im Gutachten zur 
Altlastensituation wird zudem angegeben, dass eine Reinigungsanlage eingerichtet werden 
muss. Diese ist so lange vorzuhalten, bis die Auffüllung entfernt wurde. Weitere Angaben 
zur Reinigungsanlage wurden nicht gemacht.  
 
In den zur Prüfung vorgelegten Unterlagen werden folgende Höhenangaben zur Unterkante 
der Baugrubensohle / Aushubtiefe (teilweise abweichende Angaben – wie im Folgenden 
dargestellt) gemacht: 
 

In Teil D der vorgelegten Unterlagen (Vorhaben- und Erschließungsplan) wird im Plan zum                    
1. Untergeschoss (Plannummer VEP_A_02) die geplante Tiefgaragenausgestaltung darge-
stellt. Demnach ist nahezu vollflächig (mit Ausnahme weniger Teilrandbereiche einiger Flur-
stücke) in den noch aktiv im Altlastenkataster befindlichen Bereichen (18800921 und 
18800922) eine Tiefgarage vorgesehen. Gemäß den ebenfalls beigelegten Schnitten 
(VEP_B_01 und VEP_B_02) kann für die Unterkante des 1. UGs eine Tiefe von minimal               
4,5 m bis meist 5,95 m angeführt werden. 
 

Im Ingenieurgeologischen Gutachten sowie Gutachten zur Altlastensituation des Fachbüros 
‚GHB-Consult GmbH‘ wird angegeben, dass die geplanten Gebäude ein Untergeschoss er-
halten und etwa 5,4 m bis 6,7 m in den Untergrund einbinden.  
Die Unterkante der Bodenplatte im Teilbereich ‚MOD 0‘ wird mit –6,75 m sprich ca.                     
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580,05 m ü. NHN angegeben. Die Unterkante in den Teilbereichen ‚MOD 1-12‘ wird mit –
5,95 m sprich ca. 580,05 m ü. NHN beschrieben (einzelne Unterfahrten sollen hier bei                
–7,35 m sprich 578,65 m ü. NHN liegen). 
 

Im „Endbericht für die wasserwirtschaftliche Begleitung des Vorhabens MOOSAIK – Teil 4: 
Baugrubenentwässerung & Bauwasserhaltung“, datiert auf den 08.08.2024 (Fortschreibung 
6), der ‚BGD ECOSAX GmbH‘ wird u.a. auf die Baugrubenplanung eingegangen. Im Unter-
punkt 4.1. wird ausgesagt, dass sich die Ausführung der Baugrube noch in der Entwurfspla-
nung befindet (noch nicht abgeschlossen – u.a. Art des Baugrubenverbaus noch nicht final 
festgelegt). Der noch im Altlastenkataster befindliche Umgriff soll in der ersten Bauphase mit 
den Baugruben ‚MOO 0‘ und ‚MOO 1-12‘ behandelt werden (vgl. nachfolgende Abbildung  
mit Lage der Baugrubenumschließung anhand der Untergeschossplanung bzw. Planung zur 
Baugrube).  

 
 

Es sollen zwei separate Baugrubenumschließungen im Bereich der Baufelder ‚MOO 0‘ auf 
Fl.Nr. 834/2 östlich der Petersbrunnerstraße wie auch ‚MOO 1-12‘ (Fl.Nrn. 837 sowie 834, 
834/2, 837/1, 837/3, 840, 840/1 und 841 westlich der Petersbrunnerstraße) entstehen. Auf 
Grund der hohen Einbindetiefe wird der Baugrubenverbau wohl als Bohrpfahlwand ausge-
führt werden (Einbautiefe bis in die grundwasserstauende Schicht).  
 

Folgende Baugrubentiefen und Bezugshöhen werden in Tabelle 2 angeführt: 

 
 

Bei der Angabe der Unterkante der Baugrubensohle beim Baufeld ‚MOO 1-12‘ ist vermutlich 
ein Fehler enthalten, da hier von einer Höhe von 577,9 m ü. NHN ausgegangen werden 
kann. 
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Gemäß Tabelle 3 werden folgende Flächen für die Baugruben angeführt: 

 
Insgesamt umfassen die Baufelder also ca. 26.936 m². Die betroffenen Flurstücke besitzen, 
laut GIS-Abfrage, eine Fläche von ca. 30.731,67 m² (vgl. orange Fläche im nachfolgenden 
Plan). Demnach werden voraussichtlich ca. 87,7 % des Gesamtumgriffs durch die Baugru-
ben erfasst. 
 

 
 
Im Endbericht für die wasserwirtschaftliche Begleitung des Vorhabens MOOSAIK (Teil 3: 
Grundwassermodellierung zur Bewertung der Auswirkungen der geplanten Untergrundver-
bauungen, datiert auf den 08.08.2024) werden in Tabelle 8 folgende Angaben zu den Unter-
kanten der geplanten Untergrundverbauungen ‚MOO 0‘ und ‚MOO 1-15‘ gemacht: 

 
 
In Teil B (Satzungstext zum Bebauungsplan) in der Fassung vom 05.11.2024 wird im Unter-
punkt 3.1.1 für die Unterkante der im Untergrund verbleibenden Verbaumaßnahmen (bei-
spielsweise Unterbetonsohle) für den Bereich ‚MU Teilfläche 0‘ eine Höhe von ca.                             
580,05 m ü NHN festgelegt. Im übrigen Umgriff ‚MU Teilfläche 1-15‘ des Geltungsbereichs 
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wird eine Höhe von 579,05 m ü NHN vorgeschrieben. 
 
Im Umweltbericht wird angegeben, dass durch den geplanten Bodenaushub im Rahmen der 
Baumaßnahme (UK Baugrubensohle MU Tfl. 0 zwischen -5,37 und -6,75m sowie                           
MU Tfl. 1-15 -6,65m, in Einzelbereichen bis -7,65m) die vorhandenen schadstoffhaltigen Auf-
füllungen ordnungsgemäß entsorgt und damit die Ursachen der Grundwasserverunreinigung 
entfernt werden. 
 
In der Bebauungsplanbegründung (vgl. Unterpunkt 6.3) wird beschrieben, dass durch die 
fast vollflächige Unterkellerung bzw. Tiefgarage bis zu einer Tiefe von 6 m bis 7 m der an-
stehende Boden (inkl. Auffüllungen) komplett entfernt und durch unbelastetes Material er-
setzt wird. 
 
 
Altlastentechnisches Fazit: 
 

Ein dedizierter Sanierungsplan zur Maßnahme wurde nicht vorgelegt.  
Es kann aber nach Sichtung der Unterlagen mitgeteilt werden, dass durch die geplanten 
Baumaßnahmen und die damit verbundene Sanierung in den Baufeldern, die mit Schad-
stoffen belasteten Auffüllungshorizonte weitestgehend vertikal und horizontal (mit 
Ausnahme einiger randlicher Flächen) ausgebaut werden und es zu einer nachhaltigen 
Verbesserung der Grundwassersituation kommt. 
 

Um den Sanierungserfolg nachzuweisen, bitten wir um Begleitung der Erdbau- und 
Sanierungsmaßnahmen durch einen Sachverständigen nach § 18 BBodSchG.  
 

Dieser hat beim Erreichen der Unterkante der Baugrubensohle eine repräsentative 
Anzahl an Beweissicherungsproben (Sohlproben) für die einzelnen Baufelder auszu-
führen (vgl. auch Bebauungsplanbegründung - Unterpunkt 6.3 sowie Gutachten zur Altlas-
tensituation – Unterpunkt 5) und die Ergebnisse mittels eines Abschlussberichtes zu 
bewerten / darzulegen.  
 

Für möglicherweise verbleibende Restbelastungen ist eine gutachterliche Gefähr-
dungsabschätzung durchzuführen (flurstücksscharf) und zu beurteilen, inwieweit für 
die im Altlastenkataster hinterlegten Flurstücke hinsichtlich des Wirkungspfads Bo-
den-Grundwasser weiterführende Maßnahmen (Sanierungs-, Schutz- und Beschrän-
kungsmaßnahmen) erforderlich sind oder ob nach Ausführung des Projektes eine Ent-
lassung möglich erscheint.  
Das Umfeld der GWM 5/STA467 sowie des Aufschlusses ‚KB 24‘ liegt vermutlich nicht 
innerhalb der Baugrubenumschließung und somit nicht im Umgriff der Sanierung. Hier 
sind mitunter die höchsten Auffüllungsmächtigkeiten der Untersuchungskampagnen 
festgestellt worden. Die hier vorhandenen Restbelastungen sollten in die gutachtliche 
Bewertung im Abschlussbericht miteinfließen (Gefährdungsabschätzung), um Aussa-
gen zu den betroffenen Flurstücken 834/2 und 840/1 zu ermöglichen. Bei ‚KB 24‘ wur-
den z.B. in der Tiefenstufe 2 m bis 3 m relevante Belastungen beim Parameter Kohlenwas-
serstoffindex detektiert. 
 

In die gutachterliche Bewertung müssen die Ergebnisse des im Satzungstext zum Be-
bauungsplan (vgl. Seite 34) und im Umweltbericht (Unterpunkt 9) sowie im Bericht zu 
den wasserwirtschaftlichen Wechselwirkungen mit dem Leutstettener Moos (Unter-
punkt 3.2.4) vorgeschlagenen Grundwasser-Monitorings miteinfließen.  
Das Monitoring soll gemäß den bereitgestellten Unterlagen vor, während und nach 
Bauabschluss durchgeführt werden, u.a. um ggf. mobilisierte Schadstoffe zu erfassen.  
An zwei Grundwassermessstellen im Zustrom (GWM4/STA466 und GWM7/STA468) 
und weiteren im GWM Abstrom GWM1/STA739 und GWM8/STA469 (abweichender 
Vorschlag des WWAs, um die Teilbereiche östlich und westlich der Petersbrunner 
Straße besser erfassen zu können) sowie die durch den Gutachter vorgeschlagene 
neu zu errichten GWM 12) sollen Grundwasserprobennahmen durchgeführt werden, 
um anhand chemischer Parameter den Grundwasserchemismus zu überwachen. Auch 
die GWM2/STA465 und GWM5Ersatz sollen, laut dem zuletzt genanntem Bericht, auf 
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Grund der Nähe zum Ölschaden am ehemaligen Wendekreis in der Petersbrunner 
Straße (Kat.Nr. 18800903) beprobt werden.  
 

Folgende Parameter sollen dabei untersucht werden: 

 
Die Dauer des Monitorings soll laut Bericht ca. fünf Jahre betragen und die Probe-
nahmen sollen in regelmäßigen Abständen erfolgen. 
 
Im hydraulisch wirksamen Bereich der in Teil A (Planzeichnung mit Legende) mit 
Planzeichen A.7.1 festgesetzten Versickerungsmulden sowie in Abbildung 3 des End-
berichts für die wasserwirtschaftliche Begleitung des Vorhabens MOOSAIK (Teil 2: 
Niederschlagswasserbeseitigung und Starkregenprävention, datiert auf den 
23.10.2024) dargestellten Sickerflächen dürfen keine Auffüllungen oder Restbelastun-
gen im anstehenden Boden vorhanden sein. Eine Versickerung von gesammeltem 
Niederschlagswasser im Bereich der schädlichen Bodenveränderungen oder Altlast 
ist demnach nicht zulässig. Gesammeltes Niederschlagswasser muss in verunreini-
gungsfreien Bereichen außerhalb der Auffüllung versickert werden. Alternativ ist ein 
Bodenaustausch bis zum nachweislich verunreinigungsfreien, sickerfähigen Horizont 
vorzunehmen. 
In der Bebauungsplanbegründung (vgl. Unterpunkt 6.3) sowie im Gutachten zur Altlastensi-
tuation wird ausgesagt, dass im Norden ein Streifen nicht umspundet wird, da hier die Versi-
ckerungseinrichtung errichtet werden soll. Hier soll der aufgefüllte Boden bis zum natürlichen 
Kies ausgehoben und ausgetauscht werden. Wir bitten hierbei ebenfalls um Beweissiche-
rungsproben. 
 
 
Weiterführende Hinweise zu GWM im Umgriff: 
 

Gemäß Abbildung 11b des Satzungstexts zum Bebauungsplan (vgl. Unterpunkt 11.5) sowie 
Unterpunkt 3.2.4 des Berichts zu den wasserwirtschaftlichen Wechselwirkungen mit dem 
Leutstettener Moos kann davon ausgegangen werden, dass u.a. die GWM 2 (= STA465), 
GWM 4 (= STA466), GWM 7 (= STA468), GWM 8 (= STA469), GWM 9 (= STA470) sowie 
‚BR04‘ (= STA116) wie auch ‚GWM5Ersatz‘ erhalten bleiben.  
 

Wir bitten zur Vollständigkeit um Bereitstellung der Vermessungsdaten (Höhe und Lage) so-
wie des Bohr- und Ausbauprofils der GWM ‚GWM5Ersatz‘, da diese nicht in unserem System 
enthalten ist. Auch die im Bericht zu den wasserwirtschaftlichen Wechselwirkungen mit dem 
Leutstettener Moos genannte GWM 13 ist uns nicht bekannt. Wir bitten auch hier um Über-
mittlung der Vermessungsdaten (Höhe und Lage) sowie des Bohr- und Ausbauprofils. 
 

Außerdem bitten wir die sonstigen im Bauumgriff befindlichen (sofern noch vorhanden) und 
nicht mehr benötigten GWM fachgerecht zurückzubauen, um einen Verfall bzw. einer Be-
schädigung der Aufschlüsse und somit einem möglichen Eintrag von Belastungen z.B. bei 
der Baumaßnahme vorzubeugen. Der Rückbau sollte mit dem Fachbereich W am WWA WM 
abgestimmt werden. Folgende Aufschlüsse sind in unserer GIS-Anwendung hinterlegt: 
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Freundliche Grüße 
 
 
Ernst 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Gotthardt - de Caluwé , Nicola
Textfeld




